
Deutsches Volk – du hast die Wahl zur Freiheit

Wo  steht  eigentlich  geschrieben,  daß  man  sich  nicht unabhängig  und 
exterritorial oder in Selbstbestimmung und Selbstverwaltung erklären darf?
Wo  steht  geschrieben,  daß man  sich  unabhängig  und  exterritorial  oder  in 
Selbstbestimmung und Selbstverwaltung erklären darf?

Zunächst  gibt  es  als  höchstes  (universelles)  Recht,  das  Naturrecht  oder  die 
Menschenrechte, die aus der Vernunft und dem Gewissen entspringen und gerade die 
Resolution  UN/A/RES/56/83  von  2002  als  'fortgeschriebenes  und  gelebtes 
Völkerrecht'  gibt  die  Möglichkeit  der  eigenen  Staatenbildung  und  der 
Selbstverwaltung (s. u.a. Art. 9 und 10). Zwar wurde diese Regelung sicherlich nur 
geschaffen, um die globalimperialistischen Ziele von jenen Strukturen zu erleichtern, 
die  die  Welt  verbessern  und  beherrschen  wollen,  doch  entstammen  sie  dem 
Naturrecht  und  können  und  sollten  selbstverständlich  von  allen  freiheits-  und 
friedliebenden Menschen in der ganzen Welt genutzt werden. Diesbezüglich wird 
auch auf die Konvention von Montevideo von 1933 Art. 1 und 3 verwiesen.

Das Naturrecht beinhaltet die absolute Freiheit und Würde sowie selbstverständlich 
die  Rechte  auf  Leben  und  Unversehrtheit jedes  Menschen  als  universell-
vernünftiges Recht; man spricht von den allgemeinen Menschenrechten.
Solange wir jedoch ungeborenes oder geborenes Leben jährlich millionenfach 
töten, haben wir selbst kein Recht auf unsere Menschenrechte! Wir nehmen uns 
dadurch selbst unsere Würde und machen uns zu Sklaven des Weltsystems!  Jeder 
Mensch hat daher das Recht sich hieraus zu befreien und notfalls seinen eigenen 
Staat zu gründen, denn niemand darf gezwungen werden, sich an Mord und Totschlag 
zu beteiligen, sei es in indirekter oder direkter Form.
Sogar Artikel 25 des BRD-GG stellt das Völkerrecht über das Grundgesetz, welches 
ja keine Verfassung ist und regelt sogar das Recht zum Widerstand in Art. 20 (4). 
Dies gilt übrigens auch für die allgemeine Staatsrechtslehre auf internationaler Ebene.
Lediglich Diktaturen und Willkürsysteme verweigern die göttlichen Menschenrechte!

Es  gibt  also  nach  dem Natur-,  Völker-  und  Staatsrecht  nur  Regeln  für die 
allgemeinen, oben zitierten Menschenrechte und keine dagegen!

Verstöße  gegen  die  Menschenrechte  gelten  nach  dem  Völkerrecht  als  Straftaten, 
verjähren nie und sind selbst im BRD-Recht (VStGB u.a. §§ 5, 6 und 7) geregelt.
Die  Besetzung und Versklavung eines Volkes sowie auch Einzelner sind demnach 
Straftaten und fallen unter das Völkerstrafrecht. Dies gilt nicht nur für Staaten selbst, 
sondern auch für deren Vasallen/Verwalter/Handlanger, die Straftaten begehen.

3-Elemente-Lehre: Staatsvolk, Staatsgebiet, Staatsgewalt
Im  Staatsrecht  existiert  keine  allgemein  gültige  Definition  des  Begriffs  Staat.  Der 
Staatsrechtler Jellinek umschrieb in seiner rechtswissenschaftlichen Definition den Staat als 
die mit ursprünglicher Herrschaftsmacht ausgerüstete Körperschaft eines sesshaften Volkes.



Die Definition von Jellinek et.al. begründet die staatlichen Merkmale in 3 Elementen:

• ein Staatsvolk, ein Staatsgebiet, eine Staatsgewalt. 
Liegt eines dieser Merkmale nicht vor, so wird nach herrschender Lehre weltweit, 
also auch im deutschen Rechtskreis, nicht von einem Staat gesprochen.
Das Gleiche gilt für die Souveränität in Bezug auf die 3 Elemente
Unter dem Begriff Souveränität (lat.  superanus, „darüber befindlich, überlegen“) versteht 
man in der Rechtswissenschaft die Fähigkeit einer natürlichen oder juristischen Person zu 
ausschließlicher  rechtlicher  Selbstbestimmung.  Diese  Selbstbestimmungsfähigkeit  wird 
durch Eigenständigkeit und Unabhängigkeit des Rechtssubjektes gekennzeichnet und grenzt 
sich so vom Zustand der Fremdbestimmung ab.  In der Politikwissenschaft  versteht man 
darunter  die  Eigenschaft  einer  Institution,  innerhalb  eines  politischen  Ordnungsrahmens 
einziger Ausgangspunkt der gesamten Staatsgewalt zu sein.

Deutschland in den Vereinten Nationen – UN-Feindstaatenklausel
Auf  der  Konferenz  von  San  Francisco  1945  wurde  in  der  Charta  der  Vereinten 
Nationen in den Artikeln 53 und 107 definiert, dass gegen Feindstaaten (das heißt 
Staaten,  die  während  des  Zweiten  Weltkriegs  Feind  eines  der  Unterzeichner  der 
Charta waren) Maßnahmen auch außerhalb des Sicherheitssystems der UN eingeleitet 
werden können. Nach dem Wortlaut der Klausel könnten Deutschland und Japan auch 
heute  noch  ohne  UN-Beschluss  angegriffen  werden.  Jedoch  wird  die 
Feindstaatenklausel nach herrschender Meinung der UN-Mitgliedstaaten als obsolet 
und nicht mehr gültig angesehen.
Anmerkung:  wäre  die  Feindstaatenklausel  wirklich  obsolet,  dann  hätte  man  sie  
längst abgeschafft, denn die BRD ist (wie die DDR es war) seit 1973 in der UN und  
es  steht  wohl  außer  Frage,  daß  die  Friedfertigkeit  der  Deutschen  besonders  
ausgeprägt ist; ganz im Gegensatz zu den fremdbestimmten BRD-Regierungen und  
BRD-Parteien.  So  will  man  die  Feindstaatenklausel  aber  für  alle  Zeit  als  
Damoklesschwert über dem Deutschen Volk behalten, bis die Endversklavung durch  
eine EU-Diktatur abgeschlossen ist.

Grundgesetz der BRD (a. F.) versus GG für die BRD (n. F.)
Der räumliche Geltungsbereich des GG war  bis 1990 im Art. 23 durch Aufzählung 
der Bundesländer geregelt; man konnte noch von einer GG-Gültigkeit sprechen.
Dies erfolgt seit 1990 nun als einzige Täuschung in der Präambel welche keine 
Gesetzes-  oder  Verfassungskraft  hat.  Sie  erfüllt  keinesfalls  die 
Rechtsnotwendigkeit eines räumlichen Geltungsbereichs durch Aufzählung der 
Bundesländer.
Die  Fremdbestimmung  über  das  GG  findet  man  in  Form  der 
Besatzungsvorbehalte in Art. 79, 120, 125 und 139. Damit fehlen der BRD seit 
1949 die staatsrechtlich notwendigen 3 Elemente.

Wichtige Artikel des BRD-Grundgesetzes
Art. 1:  Würde (>10 Mio. entwürdigte Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger und    

       deren Familien sowie entwürdigende Arbeitsplätze)



Art. 2: Recht auf Leben und Unversehrtheit + Freiheit!  Wird nicht gewährleistet, 
da  millionenfacher  Massenmord  an  ungeborenem  Leben erfolgt  und  die 
Unfreiheit seit 67 Jahren vorliegt.
Art. 5: Meinungs- u. Pressefreiheit – wird mannigfaltig eingeschränkt oder in freier 
Willkür mißbraucht = Desinformation
Art. 13: Wohnung – die BRD ist längst ein Überwachungsstaat
Art.  14:  Eigentum – hat  keine  Bedeutung,  wenn das  BRD-System Schulden und 
Bürgschaften aufhäuft, die das BRD-Vermögen und das seiner Bürger aufzehren
Art. 15: Enteignung – wird längst im Interesse der Globalisten willkürlich vollzogen
Art. 18: Postgeheimnis – die BRD ist längst ein Überwachungsstaat 
Art. 20:  Recht zum Widerstand – dieses besteht, wenn die Ordnung gefährdet ist, 
z.B. durch die BRD-Überschuldung und eine Verarmung der Bevölkerung oder die 
nachhaltige Besetzung und Versklavung des Deutschen Volkes
Art.  20a:  Lebensgrundlagen  +  Tiere  –  alleine  die  Gefahren  durch  den Atommüll 
bestehen auf Jahrtausende und von Plastik und Chemieabfall auf Jahrhunderte!
Art. 23: regelt nun eine EU-Diktatur und vorher den GG-Geltungsbereich – jetzt liegt 
hier der Hochverrat gegen das Deutsche Volk begründet
Art. 25: Völkerrecht geht vor GG + es gibt nur Bewohner und keine Bürger mehr
Art. 79: gilt als die Ewigkeitsklausel und schützt Art. 1 + Art. 20 GG solange  dieses 
GG besteht – Anm.: besteht das GG in der neuen Fassung aber überhaupt, wenn die  
Besatzung noch vorliegt und kein Frieden geschlossen ist, ja sogar noch die UN-
Feindstaatenklausel gilt? -nein!
Art.  115:  das  dort  geregelte  gesamtwirtschaftliche  Gleichgewicht  ist  längst  durch 
Überschuldung und Bürgschaften zerstört – die BRD-Bewohner werden haften
Art.  120+125:  hier  finden  sich  weitere  Hinweise  auf  Kriegsfolgelasten  + 
Besatzungsrecht
Art. 133: BUND => Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes
Art.  139:  Besatzungsvorbehalt auch  für  das  sog.  GG  –  die  Deutschen  werden 
hiernach  wie  Verbrecher  bis  heute  und  auf  unbestimmte  Zeit  entnazifiziert  und 
entmilitarisiert – das ist keine Freiheit, das ist entwürdigend und versklavend
Art.  143:  Einigungsvertrag  –  die  Enteignung  der  „Ostgebiete/DDR“  wird  illegal 
festgelegt
Art. 144: Absatz 2 – Bezugnahme auf Länder, die es im Art. 23 gar nicht mehr gibt
Art.  146:  Dieses  Grundgesetz,  das  nach Vollendung der Einheit  und  Freiheit 
Deutschlands für das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Gültigkeit an dem 
Tage, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier  
Entscheidung beschlossen worden ist.

Die Grundgesetz-Losigkeit und definitiv auch die Verfassungslosigkeit ist klar und 
deutlich im Art. 146 niedergeschrieben, denn das GG gilt erst nach der Vollendung 
der Einheit und Freiheit. Unterstellt man, eine Einheit wäre 1990 erfolgt, so belegen 
die Art. 79, 120, 125 und 139 die Unfreiheit des Deutschen Volkes in schriftlicher 
Form und durch die Besatzungstruppen in sichtbarer und spürbarer Form.
Diese Neuformulierung des Art. 146 GG erfolgte erst 1990, wodurch das GG in der 
neuen Fassung (n.F.) von 1990 bis heute nicht gilt.



Weiterhin  hat  das  GG  n.F.  keinen  räumlichen  Geltungsbereich  mehr,  sondern 
„übergibt sich“ gemäß Art. 23 (in der alten Fassung waren dort die Bundesländer 
räumlich  bestimmt)  in  eine  angeblich  grundrechtskonforme  EU  durch  die 
Übertragung von Hoheitsrechten.  Dies  geschieht  durch die  derzeitige Erschaffung 
einer EU-Finanzdiktatur mit  der Bezeichnung ESM (sog. Rettungsschirm),  welche 
für  alle  Zeit  und  ohne  Widerrufsmöglichkeit über  jeden  „Noch-EU-Staat“  in 
fiskalischen Angelegenheiten frei und ohne Grenzen entscheiden kann. Diese EU-
Finanzdiktatur-Einrichtung  ist  exterritorial  für  alle  „EU-Staaten“,  unantastbar  und 
niemanden Rechenschaft schuldig. Es ist die totalitärste und versklavendste Diktatur 
aller Zeiten, die eigene Spezialeinsatzkräfte/Söldnertruppen in Kürze aktivieren kann 
und  zur  Verfügung  haben  wird.  Sie  erhält  ihre  Geburtslegitimation  auch  noch 
„freiwillig“ durch die EU-Völker, wenn nicht das Deutsche Volk sofort handelt. Hier 
gäbe es dann keine Grundrechtskonformität und keine Menschenrechte mehr!

Im Mai soll nach der Planung der fremdbestimmten BRD-Bundesregierung alles 
über die Bühne gehen! Der fremdwillenskonforme neue Bundespräsident wird 
mit Sicherheit dies auch unterschreiben.
Wohlgemerkt haften dann die EU-Bürger für eine Währung, die keinesfalls den 
EU-Staaten gehört, sondern dem Bankenkartell! Sie haften also für eine fremde 
Ware, deren Wert sie nicht in der Hand haben und ständig manipuliert wird!

Nur  das  Deutsche  Volk  hat  die  außerordentliche  Möglichkeit,  aufgrund  des 
eindeutigen  Nichtvorhandenseins  einer  Verfassung  und  ebenso  eines 
Grundgesetzes, in freier Selbstbestimmung und Selbstverwaltung zu handeln.
Es  bedarf  nur  einer  eindeutigen  Freiheitserklärung  (letzte  Seite) unter  dem 
Schutz des Freistaates LichtlanD und als Bürger des Deutschen Reiches, welche 
an  den  Freistaat LichtlanD  zu  senden  ist.  Diese  Erklärung  wird  dann 
gemeinsam der UN, der EU und der BRD-Verwaltungseinheit vorgelegt.

Damit und danach ist eine EU-Finanzdiktatur legal nicht mehr möglich,
denn es wird der BRD dadurch jegliche Handlungsfähigkeit

durch den Vollzug der Freiheitserklärung entzogen!
Aber, nur wer handelt wird frei!

Das handelnde Deutsche Volk kann und sollte sich nach seiner Freiheitserklärung in 
der Folge durch Volksentscheid eine eigene Verfassung geben, die am Besten nur 12 
Artikel auf Basis der Natur- und Menschenrechte umfassen sollte und, falls überhaupt 
noch  notwendig,  dem  BRD-Grundgesetz  vorangestellt  wird.  Dadurch  würde  ein 
geordneter Übergang auf ein neues und edles Staatsgefüge, auch für die Noch-BRD-
Bewohner, durch Anschluß möglich.
Das BRD-GG könnte dann auf die neue Verfassung umgearbeitet werden, wofür wir 
viele intellektuelle Menschen im Deutschen Volk unter uns haben.

Man bedenke auch immer, daß nur ein völlig neuer Weg zu einem würdevollen 
Seelenleben und Menschsein führen kann, denn der bisherige Weg hat über ein 
Leben auf Kredit nur ins Verderben und in die Menschenverachtung geführt.



Der Weg Deutschlands in die Freiheit nach dem Naturrecht
(Vorschlag)

Es wird eine Verfassung mit 12 Artikeln dem Grundgesetz vorangestellt.

Die  Verfassung  ist  für  Jedermann  verständlich  und  kurz  gehalten  und  hat  den 
Menschen  eingegliedert  in  eine  gesunde  Natur  als  Bestandteil  des  Universums 
allerhöchst und jederzeit zu beschützen. Ihr liegt alleine das Naturrecht zugrunde.

Artikel 1
Die Seele jedes Menschen als Teil Gottes ist unantastbar.

Artikel 2
Der Geist und der Körper jedes Menschen als Wille Gottes sind unantastbar.

Artikel 3
Die Ehe vor Gott und ungeborenes Leben sind unantastbar.

Artikel 4
Treue, Wahrhaftigkeit und Gerechtigkeit sind höchstes Gebot.

Artikel 5
Nächstenliebe und Toleranz gegen Alle ist höchstes Ziel.

Artikel 6
Konflikte sind stets in seelischer Gemeinschaft zu lösen

und beinhalten Geduld und Vergebung.
Artikel 7

Jegliche Form von Gewalt ist verboten;
nur zur Selbstverteidigung und zum Schutz Anderer darf sie angewandt werden.

Artikel 8
Die Gesundheit der Menschen darf nicht durch unnatürliche

Nahrung, Behandlungen und Medizin gefährdet werden.
Artikel 9

Erde und Natur sowie allen Lebewesen gilt höchster Respekt.
Artikel 10

Der Mensch darf nur in den Gesetzen des Universums handeln
und  dessen unermessliche Möglichkeiten stets seelisch und geistig für sich nutzen.

Artikel 11
Energie fürs Leben muß jedem Menschen zur Verfügung stehen

und ist auf Basis natürlicher Energieformen zu gewinnen.
Die Finanzierung erfolgt auf Kosten der nicht naturgerechten Energie.

Artikel 12
Die Zinsknechtschaft ist durch eine Begrenzung des Zinses/Gebühr

auf 1 % zu brechen.

Das BRD-GG und die  nachfolgende Gesetzgebung werden bei  Bedarf  an diese  
Verfassung angepaßt.  Die  bisher  entwürdigende  'Verwaltung der  Menschen'  ist  
hierbei  zu  eliminieren.  Das  Deutsche  Volk  hat  erstmalig  die  Möglichkeit,  die  
edelste Verfassung der Menschheit allein auf Basis des Naturrechts zu erschaffen.



Rückblick und Rechtsschau
Durch das SHAEF-Gesetz Nr. 52 von 1944 der Alliierten des II. WK, handelnd 
durch die USA als Völkerrechtssubjekt, wurde das Deutsche Reich im Voraus 
beschlagnahmt. Die anschließende Okkupation geschah ab/seit dem 23.05.1945 
durch die völkerrechtswidrige Verhaftung der „Reichsregierung“.
Seitdem  steht  das  Besatzungsrecht  auf  Basis  der  HLKO  über  allem  Recht  des 
Deutschen Volkes nach dem Grundgesetz a. F. und erst recht nach dem GG n. F..
Die Alliierten übertrugen ab dem 23.05.1949 per genehmigten Grundgesetz die 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf den Bund.
Sie übertrugen also keinen Staat sondern nur ein beschlagnahmtes und besetztes 
Wirtschaftsgebiet mit den darauf lebenden Wirtschaftssklaven!
Art. 133 GG
Der Bund tritt in die Rechte und Pflichten der Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ein.

Der Bund BRD trat ein – nicht der Staat BRD
Durch die seitherige Freiheitsberaubung, Ausbeutung und Versklavung mittels 
Verschleierung der Zusammenhänge,  und somit  nahezu undurchschaubar für 
das  Deutsche  Volk,  wurde  dieses  zu  PERSONAL  und  als  DEUTSCH 
(s. Person[al]ausweis) vollständig entwürdigt.
Dies  verstößt  gegen  das  Natur-  und  Völkerrecht  und  somit  gegen  alle 
Menschenrechte!
Es ist das größte und niederträchtigste natur- und völkerrechtliche Verbrechen 
in  der  Geschichte  der  Menschheit,  das  nur mit  Hilfe  von  eingeweihten  und 
fremdbestimmten BRD-Regierungen möglich wurde!
Es ist davon auszugehen, daß die kapitalistische Minderheit der Deutschen (unter 1 
%), die auf dieser völkerrechtlichen Straftat ein unvorstellbares Vermögen bis heute 
aufgebaut haben, ebenfalls zu den Eingeweihten gehören.
All  diese  Eingeweihten werden nach 67 Jahren erfolgreicher Anhäufung von 
Macht und Vermögen nun versuchen binnen eines Jahres dies für alle Zeiten 
über eine EU-Finanzdiktatur abzusichern.

Annexion und Zession geht über Besatzung
Eine  Annexion (lat.  annectere =  anknüpfen, anbinden; auch als Annektierung bezeichnet) ist die 
einseitige  rechtliche  Eingliederung  eines  bis  dahin  unter  fremder  Gebietshoheit  stehenden 
Territoriums  in  eine  andere  geopolitische  Einheit.  Die  Annexion  geht  über die  Okkupation 
(Besetzung) hinaus, da auf dem (ehemals) fremden Territorium die eigene Gebietshoheit  de facto 
ausgeübt wird und das Gebiet de jure dem eigenen Staatsgebiet einverleibt wird.

Rechtswissenschaftler unterscheiden von der  durch  unmittelbare  Androhung oder  Durchführung 
militärischer  Gewalt  charakteristischen  Annexion  die  staats-  und  völkerrechtliche  Zession 
(Abtretung). Bei letzterer hat der Staat, der ein Gebiet verliert, dieses formell einvernehmlich in 
einem Vertrag abgetreten.

Bis Mitte 1945 erlaubte das Völkerrecht dem Sieger einer militärischen Auseinandersetzung, die 
Gebiete seines Gegners ganz oder teilweise zu okkupieren und zu annektieren.

Nach Artikel 2 Zif. 4 der Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945 ist „ jede gegen die  
territoriale Unversehrtheit  […] eines Staates gerichtete […]  Androhung oder Anwendung von  
Gewalt“ verboten.



Nach Artikel 51 beeinträchtigt die Charta „im Falle eines bewaffneten Angriffs gegen ein Mitglied  
der  Vereinten  Nationen keineswegs  das  naturgegebene Recht  zur  individuellen  oder  kollektiven  
Selbstverteidigung.  […]  Maßnahmen,  die  ein  Mitglied  in  Ausübung dieses  Selbstverteidigungs-
rechts trifft, sind dem Sicherheitsrat sofort anzuzeigen“.

Anmerkung: 
Daraus folgt das grundsätzliche völkerrechtliche Verbot von Okkupation und Annexion! Doch 
gerade  die  Vereinten  Nationen  dulden  und  unterstützen  nachhaltig  die  Versklavung  des 
Deutschen Volkes seit 67 Jahren, auch durch die Aufrechterhaltung der Feindstaatenklausel!
Auszug aus der Resolution 217 A (III) der UN-Generalversammlung vom 10. Dezember 1948
Artikel 4 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel in 
allen ihren Formen sind verboten. Anm.: hier wird die ganze versklavte Menschheit verspottet!

Nun wurde am 01.05.2012 mittels der Annexion des Deutschen Reiches durch 
den  Freistaat  LichtlanD,  und  durch  die  nun  anschließend  erfolgende 
Zustimmungs- und Abtretungserklärung (Zession) des Deutschen Volkes, die seit 
1945 bestehende Besatzungswillkür völkerrechtlich beendet;  somit  stellt  auch 
die Annexion mit Zustimmung des Volkes keine Verletzung des Völkerrechts dar. 
Das Zeitfenster für die Zustimmungs- und Abtretungserklärung des Deutschen 
Volkes endet am 31.12.2012! Die Bekanntmachung erfolgt über die Medien.
Die „derzeit noch freiwilligen“ BRD-Bewohner rsp. Personal nach Art. 25 GG haben 
dagegen  kein  Recht  auf  eine  Annexions-  oder  Abtretungserklärung  nach  dem 
Völkerrecht, da keine Staatsform mit Verfassung vorliegt, sondern es sich um eine 
Nicht-Regierungs-Organisation  (NRO  oder  NGO)  oder  Scheinstaatsgebilde  der 
Alliierten handelt!

Es gilt zusammenfassend:
Alle  Entscheidungen und Handlungen der BRD-Verwaltungseinheit  seit  1949 
waren, sind und bleiben natur-, völker- und staatsrechtliche Straftatbestände. 
Sie geschahen zu keiner Zeit durch Legitimation durch das Deutsche Volk im 
staats- und völkerrechtlichen Sinn.
Allen BRD-Regierungen war und ist dies bis heute bekannt. 
Nichts hiervon war, ist oder bleibt bindend für denjenigen Deutschen, der sich 
und seine Kinder aus der BRD-Versklavung, und der final bevorstehenden EU-
Versklavung ohne Widerrufsmöglichkeit, nun durch seine Freiheits-Erklärung, 
unter dem Schutz des Freistaates LichtlanD oder eines anderen Freistaates und 
in Selbstverwaltung gerade noch rechtzeitig erlöst.

Der Glaube  an die  Lügen,  die  Renten  wären  sicher oder die  BRD wäre  ein 
Sozialstaat, ist grundsätzlich jedem gestattet.

Jedermann weiß jedoch, daß die ungeheuere BRD-Verschuldung von über 2 Billionen 
€uro  interne Staatsschulden und nebst Bürgschaften wahrscheinlich längst über 4 
Billionen €uro externe Staatsschulden, zusammen eine Pro-Kopf-Verschuldung von 
knapp 75.000 €uro bedeutet und somit absolut nichts mehr sicher ist!



„Reichtum auf Kredit“ oder besser „Stunde der Wahrheit“
Es ist nach Einführung einer EU-Finanzdiktatur nur eine Frage von ganz kurzer Zeit, 
bis in der  BRD und in ganz Europa neue Steuern auf Wohneigentum (Wohnzins) 
erhoben werden. Dies geschieht auf Basis von Zensus-Erhebungen zur Absicherung 
der sog. EU-Staatsschulden für das Bankenkartell als deren Sicherheit!

6 Billionen €uro Staatsschulden sind durch
6 Billionen €uro Bürgervermögen auszugleichen!

Dann gehört, wie geplant das EU-Bürger-Wohneigentum dem internationalen 
Bankenkartell – die Sklaven sind dann rechtlos und willig für alles!

Für die BRD-Bewohner ist folgendes Szenario realistisch
Das Lastenausgleichsgesetz der BRD von 1952, welches schon einmal die Rettung 
für Volk und Staat nach dem Krieg, also zum Wohle der Allgemeinheit zum Inhalt 
hatte und bis heute in Funktion ist, wird dann erneut mit „Zwangshypotheken“ und 
„Zwangssteuern/-abgaben/-zinsen“  zur  Entschuldung  des  BRD-Systems  und 
Finanzierung  der  EU-Diktatur  aufleben.  Die  schon  geplanten  weiteren  Zensus-
Erhebungen in 2013 bilden sicherlich die finale Grundlage hierfür.

(Achtung: Zensus kommt von lat. census und bedeutet ZINS!)
(s. Art. 14 GG Abs. 2 Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen)

Mein Weg in die Freiheit
Wer also noch rechtzeitig erkennt, daß er für sich, für seine Familie und für sein Hab 
und  Gut  handeln  will  und  muß,  der  unterzeichnet  die  nachfolgende 
Freiheitserklärung (letzte Seite) in vierfacher Form.
Der  Vordruck  kann  unter  http://ww.LichtlanD.org und  http://ww.alpenparlament.tv 
unter dem Begriff „Mein Weg in die Freiheit“ heruntergeladen werden. Er sollte zur 
Entlastung der Server an möglichst viele Adressen weiterversandt werden.
Ein Exemplar ist für die UN, eines für die EU, eines für die BRD sowie eines für den 
Freistaat  LichtlanD  und muß  in  einem  ausreichend frankierten  Kuvert  an  die 
Freistaatliche Religionsgemeinschaft LichtlanD 
Lindelbacher Str. 14/Am Sonnenberg
97246 Eibelstadt/LichtlanD gesendet werden.

Es  soll  inzwischen  400.000  mutige  Deutsche  geben,  die  sich  entweder  in 
Selbstverwaltung  erklärt  haben  oder  ähnlich  wie  der  Freistaat  LichtlanD  einen 
eigenen Staat gegründet haben.
Auch  diese  werden  gebeten,  sich  an  dieser  einen,  großen,  gemeinsamen  und 
durchschlagenden Freiheitsbewegung zu beteiligen.
Gemeinsam tun wir dies dann für uns alle und jeder sollte, rsp. müßte, mindestens 10 
weitere Personen mit in diese Freiheitsbewegung bringen und die Unterlagen „Mein 
Weg in die Freiheit“ an diese direkt weiterleiten.

Nie war handeln so wichtig, wie jetzt in 2012!

http://www.LichtlanD.org/
http://www.alpenparlament.tv/
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An die UN New York – 
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen Herrn Ban Ki-moon
über: UN Informationscenter 

Hermann-Ehlers-Str. 10 
53113 Bonn

Erklärung der Annexion
des Völkerrechtssubjekts Deutsches Reich

in den Grenzen vom 31.12.1937 und 31.08.1939
sowie Ausübung der Treuhänderschaft hierüber

für das Deutsche Volk

• Wir,  das Völkerrechtssubjekt  Freistaatliche Religionsgemeinschaft  LichtlanD  
(kurz:  Freistaat  LichtlanD)  wurde  nach  dem  Natur-  und  Völkerrecht  (u.a.  
UN/A/RES/56/83 von 2002 Art. 10 Nr. 2) am 12.12.2008 gegründet. Es besteht  
seitdem nach der Staatsrechtslehre mit  den 3 Elementen,  einem souveränen  
Staatsvolk  mit  Verfassung,  einem  souveränen  Staatsgebiet  und  einer  
souveränen Staatsgewalt  in  Form einer  Synarchie.  Auf  die  Konvention von  
Montevideo von 1933 Art. 1 und 3 wird ergänzend hingewiesen.

• Am  12.12.2008  annektierten  wir  das  Straßen-,  Wege  und  Wassernetz  des  
Deutschen  Reiches  zunächst  in  den  Grenzen  vom  31.12.1937  sowie  den  
Luftraum hierüber nebst  5  Millionen Hektar Ackerland.  Hierfür erhielt  das  
Deutsche Volk sofort alle Rechte und den freien Zugang auf Lebzeit.  Jedem  
Deutschen wird auf Wunsch ein lebenslanges Recht an 500 qm Ackerland zur  
Nahrungserzeugung  hieraus  gewährt,  was  etwa  15  %  der  BRD-Fläche  
entspricht.  Durch  diese  Annexion  und  Gewährung  wurden  die  
Menschenrechte des  Deutschen  Volkes auf  Basis  der  Naturrechte  
grundgesichert.

• Die  vollständige  Annexion  des  Deutschen  Reiches, welches  als  
Völkerrechtssubjekt bis heute besteht, in den Grenzen vom 31.12.1937 und in  
Abhängigkeit  einer  Volksabstimmung  in  den  erweiterten  Grenzen  vom  
31.08.1939,  vollzog  der  Freistaat  LichtlanD  zum  01.05.2012 (Tag  der  
Menschenwürde)  und die  Proklamation zum 23.05.2012 (Tag  der  Freiheit),  
rückwirkend zum Stichtag 30.04.1945 (Tod des damaligen Reichspräsidenten  
und Reichskanzlers und somit Ende der Diktatur). Hilfsweise wird sie voll-

http://www.LichtlanD.org/
file:///X:/Eigene Dateien/Annexion+Treuhand 01.+23.05.2012/Kontakt@LichtlanD.org
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zogen zum 02.05.1945 sowie zum 23.05.1945 (Tage der Neubildung und der  
Entmachtung der Nachfolge-Reichsregierung durch die Alliierten). Die natur-  
und völkerrechtliche Grundlage für die rückwirkende Annexion begründet sich  
insbesondere  aus  dem  nicht  verjährenden  natur-  und  völkerrechtswidrigen  
Völkermord  (besonders  unmittelbar  nach  Kriegsende)  und  der  seitherigen  
Versklavung  sowie  Ausbeutung  (Verbrechen  gegen  die  Menschlichkeit)  des  
Deutschen  Volkes.  Die  Wiederherstellung  auch  einer  staatsrechtlichen  
Rechtsposition, sowie nach dem Natur- und Völkerrecht für das Deutsche Volk  
seit  1945,  rechtfertigt  die  rückwirkende Annexion  in  unumstößlicher  Weise,  
denn die Täuschung der Okkupanten wird immer niederträchtiger, steigert sich  
also, und hat somit klare Kennzeichen einer menschenverachtenden Diktatur.

• Die Ausübung dieser Annexion durch den Freistaat LichtlanD erfolgt jedoch  
nur  in  Treuhand  und  auf  unbestimmte  Zeit,  erstmalig  in  der  Mensch-
heitsgeschichte,  nur  zur  Befreiung  des  Deutschen  Volkes  bis  zur  Wieder-
herstellung  dessen  Einheit  und  Freiheit  in  Treue,  Wahrhaftigkeit  sowie  
Gerechtigkeit  für  Volk  und  Vaterland.  Sie  geschieht  ohne  jeden  eigenen  
nachhaltigen Anspruchsgedanken auf das Staatsgebiet des Deutschen Reiches  
in den Grenzen vom 31.12.1937 und 31.08.1939; jedoch mit  Ausnahme des  
eigenen  Staatsgebietes  von  LichtlanD  von  derzeit  65  ha,  um  als  Völker-
rechtssubjekt die Annexion und Treuhänderschaft aufrecht erhalten zu können.

• Jeder  Deutschstämmige  hat  nunmehr  jederzeit  ab  sofort  und  bis  zum  
31.12.2012 das Recht, sein Selbst und seine Würde, sowie sein Eigentum und  
seinen  Besitz,  unter  diesen  Annexions-  und  Treuhandschutz,  also  auch  
rückwirkend  auf  1945,  für  alle  Zeit zu  begeben,  sowie  gleichfalls  seine  
Freiheit gegenüber und von den alliierten Besatzungsmächten/-behörden über  
die Völkergemeinschaft der Vereinten Nationen zu erklären.

• Damit schützt jeder Deutsche ab sofort und rückwirkend in natur-, völker-  
und  staatsrechtlich  legitimer  Form  und  Recht  sich  als  Natürliche  Person,  
ausgestattet  mit  allen Menschenrechten,  sowie seine  minderjährigen Kinder  
und auch sein Hab und Gut (Eigentum und Besitz), vor der Versklavung und  
Beraubung/Verschuldung durch die Verwaltungseinheit BRD unter der Aufsicht  
und Hoheit der alliierten Besatzungsmächte/-behörden, geführt von der USA.  
Die  Verwaltungseinheit  BRD  hat  kein  souveränes  Staatsvolk  sondern  laut  
Personalausweis nur Personal der Sprache DEUTSCH, also nicht Deutsche  
oder  Deutschstämmige,  bzw.  Deutschland  oder  Deutsches  Reich  als  
Staatsbezeichnung. Auch hat sie keine Verfassung und davon abgeleitet keine  
gültigen  Rechtsnormen  für  die  vom Staatsvolk  legitimierte  Ausübung  einer  
souveränen Staatsgewalt, denn sie ist abhängig von den Besatzungsmächten.  
Das  Gleiche  gilt  für  das  Staatsgebiet,  welches  bis  heute  von  den  
Besatzungsmächten okkupiert und zudem nicht vollständig ist. Es fehlen der  
BRD also alle 3 Elemente eines souveränen Staates.

• Die BRD ist ein Scheinstaatsgebilde, welches das Deutsche Volk im Auftrag  
der Besatzungsmächte seit 1949 ausbeutet und versklavt. Hierüber zu urteilen  
und zu strafen ist auch heilige Aufgabe der Vereinten Nationen.
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• Diese Freiheitserklärung für das Deutsche Volk, sowie des Deutschen Volkes  

selbst,  wird hiermit parallel  ebenso gegenüber der Verwaltungseinheit  BRD  
erklärt und beseitigt jegliche Form der BRD-Verwaltung über das Deutsche  
Volk, außer ein Deutscher unterwirft sich dieser Zwangsverwaltung unter der  
Kennzeichnung DEUTSCH als  Person(al)  der  BRD ab sofort  ausdrücklich,  
wozu  jedes  Individuum  berechtigt  ist.  Jeder  weitere  Versuch  der  
Verwaltungseinheit BRD gegen das Deutsche Volk zu handeln, war und ist ein  
völkerrechtlicher Straftatbestand und verjährt nie, selbst nach §§ 5, 6 und 7  
VStGB der BRD. Alle Handlungen von Politikern und Bediensteten der BRD  
und ihrer Verwaltungen gelten nach dem Völkerrecht als Handlung des BRD-
Scheinstaatsgebildes und diese haften persönlich mit, nun ganz besonders.

• Jeder  Deutsche,  der  diesen  seinen  Freiheits-Weg  erklärt,  wird  automatisch  
vorübergehend Staatsbürger und somit Träger des Freistaates LichtlanD nach  
Art.  10  Nr.  2  der  UN/A/RES/56/83,  sowie  in  parallel  geduldeter  
Selbstverwaltung  als  Staatsbürger  des  Deutschen  Reichs  nach  Art.  9  der  
UN/A/RES 56/83, bis zu dem Tag, an dem das Deutsche Volk wieder in Freiheit  
ist und es sich einen souveränen Staat geschaffen hat.

• Gleichzeitig  hat  jeder  Deutsche,  der  sich  in  Freiheit  erklärt,  
Rechtsansprüche  gegenüber  der  BRD  auf  alles,  was  diese  durch  
Vorspiegelung eines Scheinstaates diesem genommen oder dieser der BRD in  
gutem Glauben überlassen hat.

•
• Die Alliierten unter Führung der USA als seit dem 23.05.1945 okkupierender  

und auch beschlagnahmender Staat  des Deutschen Reiches in  den Grenzen  
vom  31.12.1937  und  31.08.1939  treten  damit  völkerrechtlich  hinter  die  
Annexion  durch  den  Freistaat  LichtlanD  zurück  und  werden  aufgefordert  
unmittelbar  das  Ende  der  Okkupation  und  Beschlagnahme  gegenüber  dem 
Deutschen  Volk  zu  erklären  und zu  vollziehen,  sowie  mit  dem Abzug  ihrer  
Truppen ohne Verzögerung zu beginnen. 

• Der  Freistaat  LichtlanD behält  sich  durch  die  Annexionshandlung  für  alle  
Zeiten treuhänderisch den Zugang zum Staatsgebiet des Deutschen Reiches in  
den Grenzen vom 31.12.1937 und 31.08.1939 insbesondere für den Fall vor,  
wenn sich das Deutsche Volk ein kleineres Staatsgebiet durch eine Verfassung  
geben sollte.

• Die  Vereinten  Nationen  werden  hiermit  aufgefordert,  der  gesamten  
Völkergemeinschaft  die  Annexion  und  Treuhandverwaltung  des  Deutschen  
Reiches in den Grenzen vom 31.12.1937 und 31.08.1939 durch den Freistaat  
LichtlanD und den in Selbstverwaltung handelnden Deutschen mitzuteilen und  
die USA sowie ihre alliierten Verbündete/Behörden zur sofortigen Beendigung  
der Okkupation und Beschlagnahme völkerrechtlich zu verpflichten. Es ist die  
edle  und  heilige  Aufgabe  und  Verpflichtung  der  Vereinten  Nationen,  die  
höchsten Menschenrechte des Deutschen Volkes, nämlich seine Freiheit  und  
seine Würde nunmehr zu schützen.
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• Die Vereinten Nationen werden gebeten und aufgefordert,  darauf zu achten,  

daß  kein  Verstoß  gegen  das  Völkerrecht  mehr  durch  die  alliierten  
Besatzungsmächte/-behörden,  sowie  deren  Verwaltungseinheit  BRD  (s.  Art.  
133+139 Grundgesetz der BRD) gegenüber dem Deutschen Volk erfolgt, und  
die  völkerrechtswidrige  Versklavung  seit  1945  nunmehr  und  für  alle  Zeit  
mittels  einer  Schutz-Erklärung  der  Vereinten  Nationen  für  das  sich  frei  
erklärende Deutsche  Volk,  auch im Namen der  Völkergemeinschaft  beendet  
wird.

• Gleichzeitig haben die Vereinten Nationen die Aufgabe und Pflicht, dafür zu  
sorgen, daß die BRD ihre Schadenersatzverpflichtungen gegenüber den sich  
in Freiheit erklärenden Deutschen erfüllt, bis diese vollständig ausgeglichen  
sind. Diese Pflicht begründet sich daraus, daß die Vereinten Nationen der  
Besetzung  über  67  Jahre  untätig  zugeschaut  und  diese  somit  aktiv  und  
völkerrechtswidrig unterstützt haben.

• Hierfür werden sofort UN-Schutztruppen für den Freistaat LichtlanD und dem  
sich hierunter für frei erklärenden Deutschen Volk angefordert,  die aus den  
Ländern  kommen,  die  sich  nicht  im  Kriegszustand  mit  dem  sogenannten  
Deutschen Reich befanden. Die Schutztruppe sollte aus Italien kommen und  
überwiegend aus deutschsprachigen Südtirolern bestehen.

Geschehen und erklärt am 01. Mai 2012 im Freistaat LichtlanD

Helmut Schätzlein FreiHerr zu LichtlanD
1. Synarch der Freistaatlichen Religionsgemeinschaft LichtlanD



Nun folgt:
Der Weg für die Freiheit des Deutschen Volkes

Entfalte deine Seele und deinen Geist

Lebe in Liebe und Licht mit deiner intakten Familie

Verurteile den Massenmord durch Abtreibung, denn solange 
dieser möglich ist, hat kein Mensch das Recht auf seine 

eigenen Menschenrechte – er entwürdigt und versklavt sich 
dadurch selbst

Sei ein Kind Gottes aber ohne religiöse Irreführung
Lebe empathisch in Treue, Wahrhaftigkeit und Gerechtigkeit

Erschaffe eine reine Welt mit deiner reinen Seele

Habe keine Angst vor Krankheit
Nutze nur reines Wasser und reine Nahrung

Nutze möglichst nur Natur-Energien + Insellösungen

Mache Tauschhandel + verweigere den Konsum

Kündige alle Massen-Medien und die GEZ
Nutze nur noch alternative Medien

Erkläre dich in Selbstverwaltung und in Freiheit
Handle sofort denn sonst kommt die EU-Finanzdiktatur 2013

Danach gibt es nur noch Sklaven

Erkläre dich öffentlich zu den Lügen und dem Betrug
aller Politiker und Parteien seit der Okkupation 1945

Boykottiere €uro+Großbanken+Lebensversicherungen
Habe keine Kredite



Auf diesem oder einem ähnlichen Weg kann die Übergangsphase 
zur  Vollendung  der  Einheit  und  Freiheit  des  Deutschen  Volkes 
gemeistert werden.
Außerdem gibt  es bereits bestehende und entstehende Freistaat-
Bewegungen und es  ist  hoch willkommen,  wenn auch dort  die 
Entwicklung nun erst recht dynamisch weitergeht.
Der Freistaat LichtlanD gibt hierzu seine volle Unterstützung.

Jeder  sollte  und  muß  nun  realisieren,  daß  von  dem 
Besatzungskonstrukt BRD noch  nie Hilfe für das Deutsche Volk 
geplant war. Vielmehr gab es nur den Plan, dieses so sehr in die 
sklavische  Abhängigkeit  zu  verleiten,  bis  die  Gefängnistüre 
zuschlägt und ein Entrinnen nicht mehr möglich ist.

Wenn ein System maßlos verschuldet ist und selbst nichts mehr 
hat, dann verkauft es zum Schluß seine Arbeitssklaven.

Dieser fatalste Moment in der Menschheitsgeschichte ist erreicht!

Das Zeitfenster bis 31.12.2012 ist nur sehr kurz, auch deswegen, 
da uns das Universum zwingt zu handeln.

Ein neues Zeitalter wird beginnen und nur diejenigen,
die sich befreien und sich für das wahre Seelen- und Menschsein 

einsetzen, werden dieses auch erreichen.
Der Rest wird sich, mit seinen babylonisch aufgetürmten Gesetzen 

und Regeln wider das Seelen- und Menschsein, selbst zerstören.

Laßt uns das Sklaventum umwandeln in Freiheit + Würde.

Die Kraft erhalten wir von einem Leben in Liebe und Licht.

Die Energie hieraus wird gewaltig sein!

Wir sind Seelen! Wir sind das Volk! Wir sind die Volksseele!
Wir sind frei!



Freiheitserklärung

Hiermit erkläre ich …........................................................... (komplette Adresse)
…............................................................................................. (E-mail nur freiwillig)

mich  (und  meine  Kinder)  unter  die  natur-  und  völkerrechtliche  Annexion  und  die 
Treuhänderschaft  des  Freistaates  LichtlanD,  welche  dieser  am 01.05.2012/23.05.2012 in 
Bezug auf das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937 und 31.08.1939 für das 
Deutsche Volk vollzog und erklärte. 
Ich stimme dieser Annexion und Treuhänderschaft als Deutscher ausdrücklich zu und 
begrüße dies als einen natur- und völkerrechtlichen Befreiungsakt für das Deutsche 
Volk!  Damit  erkläre  ich  auch  die  Zession  (=Abtretungserklärung)  des  Deutschen 
Reiches auf Basis der Annexionserklärung des Freistaates LichtlanD!
Ich  erkläre  auf  Grundlage  meiner  deutschen  Abstammung,  daß  ich  als 
Deutscher/Deutschstämmiger  zu  keiner  Zeit  meines  Lebens  einer  Okkupation  und 
Beschlagnahme,  sowie  Ausbeutung  und  Versklavung  durch  die  Alliierten  und  alliierten 
Behörden,  insbesondere  der  USA  und  ihren  Erfüllungsgehilfen,  vor  allem  der 
Verwaltungseinheit BRD, zugestimmt habe. Ich erkläre mich hiermit als freier Mensch nach 
dem Naturrecht und nach dem Völkerrecht, also auch auf Basis der 'Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte' (insbesondere Artikel 1-4) der Vereinten Nationen.

Vielmehr hat  die BRD seit  dem 23.05.1949 einen Staat  gegenüber dem Deutschen Volk 
simuliert  sowie nachhaltig diese Täuschung aufrecht erhalten,  und damit von Anfang an 
Völkerrechtsverbrechen, selbst nach §§ 5, 6 u. 7 des VStGB der BRD, begangen.

Ich fordere hiermit alles, was mir die alliierten Behörden und der BRD-Scheinstaat 
seit  dem  23.05.1949  durch  Steuern  und  Abgaben  u.ä.  mittels  Vortäuschung  eines 
Staates abgenommen hat, zurück.
Außerdem fordere ich alles Staatseigentum des Deutschen Volkes, welches die BRD seit 
dem 23.05.1949 völkerrechtswidrig veruntreut hat, zurück. Dies betrifft auch alle staats- und 
völkerrechtswidrigen  Veruntreuungen,  insbesondere  in  Form  von  Leistungen  und 
Bürgschaftserklärungen an die EU und an Bankenkonsortien sowie alle Gebilde, die den 
Anschein erweckten, Ansprüche gegenüber dem Deutschen Volk zu haben.
Gleichzeitig  erhebe  ich  Schadenersatzforderung  und  fordere  Wiedergutmachung  sowie 
Richtigstellung der Geschichtsschreibung gegenüber allen Alliierten, sowie gegenüber allen 
Regierungen  und  deren  Mitglieder  der  BRD,  für  alles  zerstörte  Volksvermögen, 
insbesondere in Bezug auf Menschenleben und Menschengesundheit, welches die Alliierten, 
die Verwaltungseinheit BRD oder andere Staaten, Banken, Konzerne oder sonstige Gebilde 
durch Täuschung, Zwang und Okkupation seit dem 08.05.1945 zerstört oder geraubt haben.
Ich  erwarte  von den Vereinten  Nationen,  daß  sie  unmittelbar  ihrer  heiligen  Pflicht  und 
Aufgabe  nachkommt,  indem  sie  dem  Deutschen  Volk  eine  völkerrechtliche 
Garantieerklärung für  seine Würde,  seine Freiheit  und seine Souveränität  erteilt  und die 
Besatzungsmächte aus den Gebietsgrenzen des Deutschen Reiches vertreibt.

Ort und Datum Unterschrift


